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vom Tage der Inbetriebnahme, jedoch nicht mehr als 
15 Monate, gerechnet ab Lieferdatum; 

c) für Schwermaschinen und große Anlagen — 12 Monate, 
gerechnet vom Tage der Inbetriebnahme, jedoch nicht 
mehr als 24 Monate, gerechnet ab Lieferdatum.

2. Für komplette Werke und komplette Anlagen können im 
Vertrag längere Garantiefristen vorgesehen werden.

3. Für Maschinen und Ausrüstungen, die in diesem Paragra­
phen nicht genannt sind, für Schiffe und andere schwimmen­
de Gegenstände, für rollendes Eisenbahnmaterial, Radsätze 
von rollendem Eisenbahnmaterial, Kabelerzeugnisse sowie 
für Waren, für die eine Garantie nach Vereinbarung der 
Partner oder auf Grund des Handelsbrauchs gewährt wird, 
wie z. B. Konserven und langlebige Konsumgüter, werden 
die Garantiefristen im Vertrag festgelegt.

§30
Falls sich die Inbetriebnahme einer Maschine oder Aus­

rüstung durch Verschulden des Verkäufers verzögert, insbe­
sondere infolgedessen, daß der Verkäufer die im Vertrag vor­
gesehenen Zeichnungen, Bedienungsvorschriften und anderen 
Unterlagen nicht übergibt oder,die vereinbarten Leistungen 
nicht erbringt, wird die ab Lieferdatum gerechnete Garantie­
frist um den Zeitraum verlängert, um den sich die Inbetrieb­
nahme der Maschine oder Ausrüstung durch Verschulden 
des Verkäufers verzögert hat.

§31
1. Wenn sich die Ware innerhalb der Garantiefrist als man­

gelhaft oder nicht den Vertragsbedingungen entsprechend 
erwei^k, so ist unabhängig davon, ob der Mangel bei der 
Prüfürig im Werk des Verkäufers festgestellt werden 
konnte, der Käufer berechtigt, entweder die Beseitigung des 
festgestellten Mangels oder Minderung für die Ware zu 
fordern.

2. Wenn der Käufer eine Beseitigung der Mängel fordert, ist 
der Verkäufer verpflichtet, auf eigene Kosten die festge­
stellten Mängel unverzüglich durch Nachbesserung oder 
Ersatz der mangelhaften Ware oder der mangelhaften Teile 
der Ware durch neue, die den Vorschriften des Vertrages 
entsprechen, oder entsprechend den Vorschriften des § 17 
zu beseitigen.

3. Wenn der Käufer eine Minderung für die Ware fordert, so 
ist der Verkäufer berechtigt, nach seinem Ermessen entwe­
der den Mangel zu beseitigen oder die mangelhafte Ware 
oder den mangelhaften Teil der Ware auszutauschen oder 
dem Käufer eine Minderung in vereinbarter Höhe zu ge­
währen.

4. Wenn der Verkäufer den Mangel nicht innerhalb einer ver­
einbarten Frist oder, wenn eine solche Frist nicht verein­
bart wurde, innerhalb einer technisch begründeten Frist 
beseitigt, so ist der Käufer berechtigt, anstelle der Beseiti­
gung des Mangels vom Verkäufer die Gewährung einer 
angemessenen Minderung zu fordern,

5. In den in Ziffer 2 dieses Paragraphen vorgesehenen Fällen 
sowie dann, wenn der Verkäufer die Verpflichtung zur Be­
seitigung der Mängel oder zum Ersatz der mangelhaften 
Ware gemäß Ziffer 3 dieses Paragraphen übernommen hat, 
ist der Käufer berechtigt, wenn die Ware bis zur Beseiti­
gung des Mangels nicht bestimmungsgemäß verwendet wer­
den kann, vom Verkäufer die Bezahlung einer Konventio­
nalstrafe in der Art und Höhe zu fordern, wie das in § 75 
Ziffer 4 vorgesehen ist.

6. Falls die Partner Minderung für die Ware anstelle der 
Mängelbeseitigung vereinbaren, müssen die Partner bei der 
Vereinbarung der Höhe der Minderung eine Vereinbarung 
darüber treffen, ob die nach Ziffer 4 dieses Paragraphen 
berechnete und/oder gezahlte Konventionalstrafe auf die 
Höhe der Minderung angerechnet wird oder ob die Minde­
rung über die Konventionalstrafe hinaus gezahlt wird.

7. Wenn die Partner die Höhe der Minderung vereinbart 
haben, aber keine Partnervereinbarung darüber vorliegt,

ob die in Ziffer 5 dieses Paragraphen genannte Konven­
tionalstrafe auf die Höhe der Minderung angerechnet wird 
oder ob die Minderung über die Konventionalstrafe hinaus 
gezahlt wird, so wird dann, wenn der tatsächliche Schaden, 
der dem Käufer durch die Nichtverwendung der Ware bis 
zum Zeitpunkt der Vereinbarung der Minderung entstan­
den ist,
— niedriger als die Höhe der Konventionalstrafe ist, die 

berechnete und/oder gezahlte Konventionalstrafe bis 
zur Höhe des tatsächlichen Schadens herabgesetzt;

— höher als die Höhe der Konventionalstrafe ist, der tat­
sächliche, die Konventionalstrafe übersteigende Scha­
den dem Käufer durch den Verkäufer ersetzt, wenn dies 
in bilateralen Vereinbarungen vorgesehen ist. 4

8. Wenn in einer bilateralen Vereinbarung oder im Vertrag 
das Recht des Käufers auf Rücktritt vom Vertrag festge­
legt ist, aber die Bedingungen für den Rücktritt nicht ent­
halten sind, so kann der Käufer dieses Recht ausüben, wenn 
das Schiedsgericht erkennt, daß der Verkäufer den Mangel 
durch Nachbesserung oder Ersatzlieferung nicht beseitigen 
und der Käufer die Ware mit der vom Verkäufer vorge­
schlagenen Minderung nicht bestimmungsgemäß verwen­
den kann.

§32
1. Die ersetzte mangelhafte Ware oder mangelhaften Teile der 

Ware werden dem Verkäufer nicht später als 6 Monate, ge­
rechnet vom Zeitpunkt, an dem der Käufer die Aufforde­
rung des Verkäufers zur Rückgabe erhalten hat, zurückge­
sandt. Der Verkäufer ist berechtigt, die Rückgabe der man­
gelhaften'Ware oder der mangelhaften Teile der Ware in­
nerhalb von 6 Monaten und bei kompletten Werken und 
Anlagen innerhalb von 12 Monaten, gerechnet vom Tage 
des Ersatzes, zu fordern.

2. Wenn der Verkäufer innerhalb der in Ziffer 1 dieses Para­
graphen genannten Fristen nicht die Rückgabe der ersetzten 
mangelhaften Ware fordert, verliert er das Recht, sich an 
das Schiedsgericht zu wenden.

3. Alle Transportkosten und anderen Ausgaben, die im Zu­
sammenhang mit der Rückgabe und/oder dem Ersatz der 
mangelhaften Ware oder mangelhaften Teile der Ware so­
wohl auf dem Gebiet des Käufer- und Transitlandes als 
auch auf dem Gebiet des Verkäuferlandes entstehen, trägt 
der Verkäufer.

§33
1. Wenn der Verkäufer die angezeigten Mängel nicht unver­

züglich nach Aufforderung durch den Käufer beseitigt, so 
ist der Käufer berechtigt, ohne Verlust seiner Garantie- • 
rechte diese Mängel selbst auf Kosten des Verkäufers zu 
beseitigen, wobei der Verkäufer verpflichtet ist, die Repara­
tur in Höhe der normalen tatsächlichen Kosten zu bezahlen.

2. Kleinere Mängel, deren Beseitigung keinen Aufschub zu­
lassen und die Teilnahme des Verkäufers nicht erfordern, 
werden unter Anrechnung der normalen tatsächlichen 
Kosten zu Lasten des Verkäufers durch den Käufer besei­
tigt.

§34
Der Verkäufer haftet nicht aus seiner Garantieverpflichtung, 

wenn er beweist, daß die aufgedeckten Mängel nicht durch 
sein Verschulden, sondern insbesondere durch eine vom Käufer 
unsachgemäß durchgeführte Montage oder Reparatur der 
Ausrüstungen oder Maschinen, durch die Nichteinhaltung der 
Bedlenungs- und Wartungsvorschriften sowie durch vom 
Käufer durchgeführte Änderungen an den Ausrüstungen und 
Maschinen entstanden sind.

§35
Im Falle der Nachbesserung oder des Ersatzes der mangel­

haften Ware oder der mangelhaften Teile der Ware werden die 
Garantiefristen für die Ausrüstungen oder Maschinen um die 
Zeit verlängert, in deren Verlauf die Ausrüstungen oder Ma­
schinen wegen des aufgetretenen Mangels nicht benutzt wur­
den.


